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Ökonom Milton Friedman 1978: „Man kann freie Zuwanderung haben oder einen üppigen Wohlfahrtsstaat – aber nicht beides.“


Eric Gujer, Chefredaktor der «Neuen Zürcher Zeitung» 2018:


„Die Migration muss reguliert werden, wenn wir den Sozialstaat erhalten wollen. Denn in keiner anderen Region auf der Welt werden Sozialleistungen so grosszügig verteilt wie in Westeuropa.”




Joachim Jahnke hat Rechts- und Staatswissenschaften studiert und im Völkerrecht promoviert. Nach beruflichen Tätigkeiten im Bundeswirtschaftsministerium, in der EU-Kommission und als Vizepräsident der öffentlichen Bank für Entwicklung und Wiederaufbau in London arbeitet er seit 2005 als Herausgeber der Webseite „Infoportal” mit Schwerpunkt auf sozialen Themen und Folgen der Globalisierung. Seit 2010 beschäftigt er sich im „Infoportal” vertieft auch mit den Problemen bei der Integration von Migranten und hat seitdem über hundert Rundbriefe und zwei Bücher zu diesem Thema geschrieben. In diesem Buch fasst er hierzu alle seine bisherigen Recherche-Ergebnisse zusammen. Darin eingegangen sind sehr viele amtliche Quellen und Statistiken.




Vorweg noch ein Wort zum sogenannten „Pull-Faktor”: Die Migrationswissenschaft spricht von einem „Pull-Faktor”, wenn ausreichende Zuwanderung stattgefunden hat, um mit den so in den Aufnahmeländern begründeten „Diasporen” eine Sogwirkung für weitere gleichartige Zuwanderung auszuüben. Dabei sind „Diasporen” religiöse, nationale, kulturelle oder ethnische Gemeinschaften in der Fremde, nachdem die Mitglieder ihre traditionelle Heimat verlassen haben.


Je größer und je homogener die „Diasporen”, umso größer der Sog. Ebenso steigt der Sog, je besser die Bedingungen im Aufnahmeland sind. In beiderlei Hinsicht ist Deutschland ein Paradeland für einen maximalen Sog vor allem auf muslimische Bevölkerungen in Asien und zunehmend Afrika geworden.


Deutschland hatte 2016 schon 6,2 Mio. Menschen aus der Türkei und anderen primär muslimischen Ländern mit ihren in Deutschland geborenen Kindern angezogen. Darin waren noch nicht die etwa 2 Mio. Zuwanderer berücksichtigt, die seit 2014 hinzugestoßen sind, aber noch nicht am Mikrozensus von 2016 teilnehmen konnten, weil die meisten von ihnen noch in Massenunterkünften lebten und auf ihre Asylbescheide warteten, und auch nicht der Familiennachzug. Die Kinderzahl muslimischer Frauen z.B. mit türkischem Hintergrund ist um zwei Drittel höher als die von deutschen Frauen ohne Migrationshintergrund, so dass auch ohne weitere Zuwanderung die muslimischen „Diasporen” weiter stark zunehmen werden.


Auch der „Pull-Faktor” aus den deutschen Bedingungen für Zuwanderer ist im internationalen Vergleich enorm hoch. Schon 2012 hatte das Bundesverfassungsgericht angeordnet, die gleichen Sozialleistungen wie für Einheimische auch für Flüchtlinge zu gewähren. Noch immer leben zwei Drittel der in den letzten Jahren aus den nicht-europäischen Asylherkunftsländern zugewanderten Menschen ganz oder teilweise von solchen öffentlichen Leistungen auf dem Niveau von Hartz-4, die auch die Anmietung angemessenen Wohnraums einschliessen. Schon deswegen wandern viele Migranten aus anderen EU-Ländern nach Deutschland weiter.


Schliesslich wird der „Pull-Faktor” weiter verstärkt, weil sich in aller Welt herumgesprochen hat, wie schwer sich gerade Deutschland mit der Abschiebung abgelehnter Asylbewerber tut.




Einleitung


Im Kapitel 1 habe ich ausführlich dargestellt, warum ich dieses nun schon dritte Buch zur Migrationsthematik geschrieben habe. Hier möchte ich noch ein paar zusätzlich erklärende Worte hinzufügen. Ganz unbescheiden würde ich mich für einen von nicht sehr vielen Menschen in Deutschland halten, die sich seit sehr vielen Jahren intensiv und seriös zur Migration informieren und dazu auch ihre eigenen Recherchen anstellen. Davon zeugen die Bücher und über 100 Rundbriefe, die ich dazu geschrieben habe. In meiner Einschätzung haben sich die zu erwartenden Probleme mit der Integration von weiteren fast 2 Millionen Migranten, die seit 2014 Asylanträge gestellt haben oder sich als Unbekannte ohne valide Identität an allen Behörden vorbei nach Deutschland eingeschlichen haben oder durch den Familiennachzug eingereist sind, weitgehend bestätigt.


Deutschland hat sich auf den Weg gemacht, eine zugewanderte Bevölkerungsmehrheit, mit einem grossen Anteil an Menschen aus völlig fremden Kulturen und sehr wenig beruflicher Bildung zu bekommen. In den Worten von Heribert Dieter, Professor an der Zeppelin-Universität Friedrichshafen, in einem kürzlichen Aufsatz in der «Neuen Zürcher Zeitung» steuere Deutschland mittel- und langfristig auf eine doppelte strukturelle Krise in der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu: Leistungsträger verliessen das Land und schwächten die wirtschaftlichen Perspektiven; andererseits hätte die Zuwanderung von Geringqualifizierten den gleichen Effekt.


Ich halte die Immigration aus völlig fremden Kulturen und mit sehr wenig beruflicher Bildung für eines der grössten Probleme, mit denen Deutschland über Generationen und noch zunehmend konfrontiert sein wird. Auch werden Klima- und Geburtenentwicklung in den kommenden Jahrzehnten wesentlich mehr Menschen in vielen Ländern der Welt, vor allem in Afrika, entwurzeln. Zurecht schrieb Eric Gujer, Chefredakteur der «Neuen Zürcher Zeitung», im August 2018:


„Die Migration muss reguliert werden, wenn wir den Sozialstaat erhalten wollen. Denn in keiner anderen Region auf der Welt werden Sozialleistungen so grosszügig verteilt wie in Westeuropa.”


Und noch etwas vorweg: Das ohnehin innerlich zerrissene Europa ist nun genau zu der Zeit unter einen weiter spaltenden Immigrationsdruck geraten, da es nach draussen Gefahr läuft, entweder von China oder/und den USA ökonomisch an die Wand gespielt zu werden. Weder die USA, noch China haben das gigantische und zunehmend migrationsbereite Bevölkerungspotenzial Afrikas an seinen Grenzen.


Während ich dieses Buch schrieb, fiel mir in meiner deutschen Heimatstadt Bad Godesberg bei Bonn erneut auf, wie sehr im Strassenbild die Männer mit schwarzen Bärten und Frauen mit Kopftüchern bis zur totalen Verbergung des Gesichts zugenommen haben. Zahlreiche Moscheen und die Nähe der Kölner Fliessbänder haben hier frühzeitig zur Ansiedlung vom Menschen mit türkischem Hintergrund geführt. In den letzten Jahren kam die Zuwanderung vom Balkan, aus Osteuropa und aus dem Mittleren Osten, Afghanistan und Afrika hinzu. Viele deutsche Geschäfte und Restaurants wurden geschlossen und zunehmend von solchen mit türkischer oder arabischer Sprache an den Fronten ersetzt. Die alten Kurfürsten des ehemaligen Badeortes würden ihr Volk nicht wiedererkennen, wenn sie ein für sie wenig glückliches Schicksal hierher zurückkehren liesse.


Das Buch enthält zahlreiche Diagramme oder Abbildungen. Sie befinden sich jeweils am Ende der betreffenden Kapitel. Soweit sie zum besseren Lesen in Farbe sein müssen, sind sie im Text mit zweistelligen Ziffern notiert und dann der Reihenfolge der Ziffern nach aus drucktechnischen Gründen am Ende des Buches zusammengestellt.


Bangor, im Juni 2019




1. Eine Schicksalsfrage Deutschlands:


Schaffen wir es oder nicht?


Mein erstes Buch zur Migration habe ich vor fast vier Jahren unter dem Titel „Die Zweite Völkerwanderung hat begonnen” geschrieben. Danach folgte vor zwei Jahren „Doppelter Verrat: Die Migrationspolitik der Angela Merkel”. Seitdem ist viel geschehen. Merkels Fehler, die mit dem rechtlich zweifelhaften Offenhalten der Grenzen begannen, sich über Einladungsgesten an alle Welt fortsetzten und dann in ihrem leichtfertigen Spruch „Wir schaffen das!” gipfelten, sind heute in den wachsenden Integrationsproblemen auch vieler der neueren Zuwanderer deutlich erkennbar.


Die Fehler zeigen sich ebenso in der tiefen Spaltung der deutschen Gesellschaft und zwischen den Staaten der EU. Sie haben selbst Familien und gute Freundschaften getrennt, und das ziemlich dauerhaft. Die meisten prinzipiellen Anhänger der sogenannten „Willkommenskultur” werden entweder als Gutsituierte nie Wand an Wand mit wenig gebildeten Zuwanderern leben, nie mit ihnen um Sozialleistungen, bezahlbaren Wohnraum oder einfache Arbeitsplätze konkurrieren oder sie haben sich einfach in ihr ideologisches Gehäuse fest eingemauert. Auch die Leserschaft meiner Rundbriefe wurde gespalten. Nicht wenige Leser aus dem linken politischen Spektrum, die ursprünglich wegen meiner sozialkritischen Analysen die Rundbriefe bestellt hatten, fühlten sich wegen meiner Kritik an Merkels Migrationspolitik zur Abbestellung veranlasst. Sie stiegen oft nach Jahren treuer Leserschaft meist gruss- und erklärungslos aus. Einer von ihnen, ein vorstandsnaher Gewerkschaftler aus der Zentrale der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi, mit dem ich bereits zehn Jahre lang sehr freundlich korrespondiert hatte, schrieb mir zum Abschied:


„Inzwischen sind Sie argumentativ auf dem Niveau der AfD gelandet. Bislang hatte ich Sie noch gegenüber kritischen Kollegen/innen in Schutz zu nehmen versucht. Nun muss ich einsehen, die Kollegen/innen haben recht!”


Dieser brave Gewerkschaftler hängte sich an meinem Rundbrief nach dem Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt auf, den ich mit „Der Merkel-GAU“ überschrieben hatte. Bekanntlich war der Terrorist Anis Amri 2015 illegal als Flüchtling nach Deutschland eingereist und hatte durch seine Tat die Tarnung von Terroristen als Flüchtlinge vorgeführt. Tatsächlich trug dieser erste grosse Anschlag eines angeblichen Flüchtlings in Deutschland am 19. Dezember 2016 zu einer Entwicklung in der öffentlichen Meinung mit bei, die das Ende der Willkommenskultur einläutete, wie es schon zuvor in der Sylvesternacht 2015/16 die sexuellen Übergriffe einer grösseren Zahl von Migranten getan hatten. Das führte dann später zum Rückzug von Merkel vom Amt der CDU-Vorsitzenden (und vielleicht in einiger Zeit zum Verzicht auf die Kanzlerschaft) - ein für Merkel im politischen Sinne in der Tat „grösster anzunehmender Unfall”, kurz „GAU”.


Die Schwierigkeiten bei der Integration und die tiefe Spaltung der Gesellschaft waren eigentlich voraussehbar. Doch gibt es mindestens drei weitere Gründe, um sich immer wieder mit diesem Thema zu beschäftigen. Erstens dauert die oft verdummende Meinungsmanipulation zugunsten der Willkommenskultur durch politische Organisationen und die meisten bürgerlich-liberalen Medien trotz der bisherigen negativen Erfahrungen oder gerade wegen dieser immer noch unverändert an und verlangt nach Widerrede. Zweitens versuchen Merkel und ihre politische Anhängerschaft, das leidige Thema der Flüchtlingspolitik nun hinter sich zu lassen, praktisch abzuhaken. Sie tun das, obwohl die eigentlichen desaströsen Folgen noch vor Deutschland liegen und sich erst in den kommenden Jahrzehnten in den Grenzen der Integration und in den horrenden Kosten so richtig und zunehmend zeigen werden.


Bezeichnend für die Meinungsmanipulation war zuletzt eine viel beachtete und in den Medien aufgegriffene Studie der SPD-nahen Friedrich-Ebert Stiftung vom März 2019 unter dem Titel „Das pragmatische Einwanderungsland - Was die Deutschen über Migration denken”. Dort hiess es:


„Die Deutschen sind grundsätzlich offen für Zuwanderung. Mehr als die Hälfte der Bevölkerung sieht Einwanderung sogar als Chance. Nur eine Minderheit lehnt Zuwanderung nahezu kategorisch ab. Die Gesellschaft ist keineswegs tief gespalten in Befürworter_innen und Gegner_innen von Einwanderung. Die Hälfte der Deutschen hat vielmehr differenzierte Meinungen. Die Ergebnisse zeigen deutlich: Die Deutschen sind offen gegenüber Einwanderung. Diese grundsätzlich positive Einstellung sollte die Politik nicht unterschätzen - und auf keinen Fall durch eine spalterische Politik und Rhetorik unterminieren.”


Tatsächlich täuschte die Präsentation der Studie eine positive Haltung der Bevölkerung vor, besonders soweit das eigentliche Diskussionsthema, nämlich die Massenimmigration nach 2014 betroffen war. Die Aussage „eine Mehrheit der Deutschen sieht Einwanderung als Chance” ist in dieser Hinsicht irreführend, denn von den Befragten wurde nach der Fragestellung nicht die besondere Haltung zur Zuwanderung aus den Asylherkunftsländern abgefragt, sondern zu der von überall her, wobei bei Weitem die meiste Zuwanderung relativ unproblematisch aus der EU kommt und es sich natürlich rumgesprochen hat, dass inzwischen Fachkräftemangel in Deutschland herrscht.


Dagegen zeigten die spezifischen Fragen in Richtung auf die Masse der seit 2014 Asylsuchenden eine deutlich negative Haltung der Befragten und verrieten die tatsächlich bestehende enorme Spaltung der Bevölkerung. So stimmten von denen, die eine Meinung hatten, 65,1 % der Aussage zu: „Deutschland hat sich mit der Aufnahme der Flüchtlinge übernommen und sollte vorerst keine weiteren Flüchtlinge aufnehmen” (Abb. 20275). 59 % von denen, die eine Meinung hatten, stimmten auch der Aussage zu „Deutschland sollte weniger Menschen aufnehmen, die aus wirtschaftlichen Gründen und vor Armut fliehen”. Das aber tun die meisten Zuwanderer aus den Asylherkunftsländern. Die Studie belegte im Übrigen die enorme Skepsis der Bevölkerung gegenüber den Folgen der asylsuchenden Zuwanderung. So befürchteten 86 % der Befragten, dass Rechtsextremismus und rassistische Gewalt als Folge des Zuzugs von Flüchtlingen und Migranten zunehmen. 81 % befürchteten eine zunehmende Spaltung der Gesellschaft, 64 % den Einfluss des Islam auf die Gesellschaft und 61 % die Kosten der Integration. 73 % äusserten die Sorge, Kriminalität und Terroranschläge könnten mehr werden. 58 % der Befragten haben die Sorge, es könne durch Zuwanderung zu mehr Konkurrenz auf dem Wohnungsmarkt kommen (Abb. 20276).


Wie gross weiterhin die Brisanz der Migrationsthematik ist, verriet das Ergebnis der Frage, was in den kommenden 10 bis 20 Jahren die grössten Herausforderungen für Deutschland sein würden. In ihren Antworten nannten 27 % der Befragten „Migration, Flucht und Asyl” an erster Stelle. Für 22 % und damit deutlich dahinter waren es „soziale Gerechtigkeit”. Weit danach kamen mit rund 13 % der Befragten „Klimawandel und Umweltschutz”. Aussenpolitik, Digitalisierung, Bildung und Arbeitsplätze wurden dagegen jeweils nur von 3 % der befragten Wähler als grösste Herausforderung für die Zukunft empfunden. 52 % der Befragten waren zudem der Meinung, dass es für Kriegsflüchtlinge keine tiefergehenden Integrationsleistungen brauche, da sie das Land wieder verlassen sollten, sobald der Krieg in ihren jeweiligen Heimatländern vorbei sei. Nur 46 % glaubten, dass Kriegsflüchtlinge länger bleiben, als derzeit angenommen wird und daher in die Gesellschaft integriert werden müssten. Die Mehrheit der Befragten wollte also die Probleme mit Abschiebung lösen, sobald die Zeit das erlaubt. An eine gelingende Integration schien für diesen Personenkreis von Zuwanderern nur noch eine Minderheit der Befragten zu glauben.


Drittens treten die Sprecher der Migrantenverbände mit ihren politischen Forderungen immer arroganter auf. Sie veranlassen illegale Migranten, mit aufwendigen Gerichtsverfahren Abschiebungen, die eigentlich notwendig und legal geboten wären, jahrelang zu verhindern. Mit dem gleichen Ziel warnen einige von ihnen sehr konkret vor bevorstehenden Abschiebungen.


Einige Vertreter der Migranten bestreiten den Deutschen eine eigene Kultur oder gar eine deutsche Heimat. Die Deutsch-Türkin und damalige Integrationsbeauftragte der Bundesregierung Aydan Özoguz erklärte 2017 im „Tagesspiegel”:


“Eine spezifisch deutsche Kultur ist, jenseits der Sprache, schlicht nicht identifizierbar.”


Dann klagte die Deutsch-Türkin Ferda Ataman im März 2019 in einem langen Artikel in „SPIEGEL-online”, dessen Kolumnistin sie ist: „Ich bin die Wurzeldetektive leid”. Sie ist die Sprecherin der „Neuen Deutschen Organisationen”, einem Netzwerk von mehr als 100 Initiativen, die sich bundesweit für Vielfalt und gleichberechtigte Teilhabe einsetzen. Man bekommt bei der Lektüre den Eindruck, dass es am Ende um eine Entwurzelung der Deutschen geht, nicht um eine Einwurzelung der Immigranten. Ataman war schon in einem früheren Leitartikel über neue Heimatgefühle der Deutschen hergezogen:


“Wir reden erst über Heimatsehnsucht, seit viele Geflüchtete gekommen sind. Politiker, die derzeit über Heimat reden, suchen in der Regel eine Antwort auf die grassierende ‚Fremdenangst’. Doch das ist brandgefährlich. Denn in diesem Kontext kann Heimat nur bedeuten, dass es um Blut und Boden geht: Deutschland als Heimat der Menschen, die zuerst hier waren. Und also auch bestimmte Vorrechte haben. Hier wird Heimat zum weniger verpönten Begriff für ‚Volk‘ und ‚Nation‘. Heimat ist nicht länger hybrid und erwerbbar, sondern ein Code für ‚Deutschland den Deutschen‘.”


Eine solche bewusste Verbindung von „Heimat” und den Blut-und-Boden-Werten der Nationalsozialisten halte ich für schlicht bösartig und unerträglich, zumal aus dem Munde eines Menschen, der seine Wurzeln im Ausland hat. Sie zeugt von wenig Bildung in deutscher Kultur und Geschichte. Warum wollen uns gerade Menschen über Kultur und Heimat belehren, die nach Herkunft der grössten Migrationsgemeinde in Deutschland angehören, die meist als Gastarbeiter mit extrem wenig Bildung aus den rückständigsten Gegenden in Anatolien gekommen ist und die zu grossen Teilen noch immer ohne Integrationsbereitschaft an relativ archaischen religiösen und familiären Traditionen selbst in den Folgegenerationen festhält und ihren Schutz nicht in der deutschen Verfassung, sondern im Despoten Erdogan sieht? Und weiter Ataman:


„Seit 2015 hat das Land ein Heimatfieber erfasst, das 2018 seinen Siedepunkt erreichte. Für Seehofer und viele Menschen in Deutschland hat Blut-und-Boden-Denke offenbar ausschliesslich mit den Jahren 1933 bis 1945 zu tun. Aus meiner Sicht - und der vieler Menschen mit erkennbarem Migrationshintergrund - nicht. Wir erleben, dass es die damals fantasierte ‚Einheit von Rasse und Raum‘ - oder wie man heute wohl eher sagen würde: ‚von Volk und Nation‘ - weiterhin gibt.”


Doch es war in den Jahren seit 2015 statt des angeblichen „Heimatfiebers” tatsächlich ein Fieber für immer mehr und zunächst nur positiv beurteilte Migration gewesen, eben die nur in Deutschland zu beobachtende Willkommenskultur. Dass es die „Einheit von Rasse und Raum” oder die „Blut- und-Boden-Denke” in Deutschland weiterhin geben soll, und zwar nicht nur am rechtsextremen Rand (also wie zur Zeit des 3. Reiches), ist wieder die schon eben angesprochene bösartige Unterstellung. Sie liegt auf der Linie von pauschalen Verunglimpfungen Erdogans, der beispielsweise am Tag, bevor die in Deutschland lebenden Türken über das Präsidialsystem abgestimmt haben, bei einer Rede in Istanbul wieder einmal gegen die Deutschen wütete:


„Wenn wir sie Nazis nennen, reagieren sie verärgert. Ihr seid Faschisten. Ihr mit Euren Nazi-Praktiken könnt so verärgert sein, wie Ihr wollt.”


Eigentlich ist es der Versuch Atamans, mit der Erinnerung an „Rasse und Raum” und damit einer Anspielung auf den Holocaust Druck zugunsten der Migranten auszuüben, also Deutschlands vermutetes „schlechtes Gewissen” für eigene Zwecke zu mobilisieren, eine besonders perfide Strategie von Menschen, die einmal selbst oder deren Eltern als Gäste zu uns gekommen sind und die hier alle Vorteile genossen und wichtige Aufgaben in den Medien übernommen haben. Und auch das noch:


„Es ist höchste Zeit für eine breite politische Debatte darüber, was in Deutschland Zugehörigkeit ausmacht und welche Rolle die Vorfahren dabei spielen. Wann werden aus Migranten Einheimische? Und wir müssen uns fragen: Sind Privilegien für Menschen, die qua Abstammung länger hier sind, im 21. Jahrhundert noch angemessen?”


Hier kommt der Anspruch, automatisch alle Menschen, die nicht von Deutschen abstammen oder hier geboren wurden, aber in Deutschland leben, mit absolut den gleichen staatsbürgerlichen Rechten zu versorgen, nur weil sie hier leben. Praktisch würde dann jeder, der mal eben und meist illegal bei uns einwandert, wie ein Deutscher behandelt werden. Da würden aus derzeit 11 Millionen Ausländern sofort Deutsche werden. Kein anderes Land der Welt hat das bisher getan und würde es je tun. Der Anspruch zeigt nur, wie selbstbewusst einige Vertreter dieser Generation mit Migrationshintergrund inzwischen in Deutschland auftreten, und lässt ahnen, was passieren kann, sollten Menschen mit Migrationshintergrund einmal bestimmenden Einfluss auf die deutsche Politik haben.


Noch ein Wort zum Begriff „Völkerwanderung” im Titel dieses Buches. Er ist nicht zu hoch gegriffen. Die historischen Völkerwanderungen zwischen dem 5. und 8. Jahrhundert AD umfassten Stämme von nur 10.000 bis 20.000 Menschen, im Laufe von 100 Jahren nicht mehr als 750.000. Dagegen rechnet die UN-Organisation heute mit 258 Mio. Menschen, die in einem anderen Land als ihrem Geburtsland leben, darunter 69 Mio., die durch Verfolgung, Konflikte, verbreitete Gewalt oder Verletzung der Menschenrechte vertrieben wurden. Allein in Deutschland wurden seit 2014 rund 1,9 Mio. Asylanträge gestellt. Klima- und Geburtenentwicklung werden in den kommenden Jahrzehnten noch wesentlich mehr Menschen in vielen Ländern der Welt, vor allem Afrika, entwurzeln und am Ende Richtung Europa und hier besonders Deutschland treiben.


Es ist und bleibt eine dauerhafte Schicksalsfrage unseres Landes.


20275: Antworten auf Umfrage der FES zur Migration
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Quelle: Umfrage der Friedrich-Eberth Stiftung "Das pragmatische


Einwanderungsland - Was die Deutschen über Migration denken", März 2019 .


© Joachim Jahnke - http://www.jjahnke.net/


20276: Antworten auf Umfrage der FES zur Migration
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Quelle: Umfrage der Friedrich-Eberth Stiftung "Das pragmatische Einwanderungsland - Was die


Deutschen über Migration denken", März 2019. © Joachim Jahnke - http://www.jjahnke.net/




2. Kurze Geschichte der Einwanderung nach


Deutschland: Einwanderungsland ohne


Einwanderungsgesetz


Deutschland ist schon sehr lange ein Einwanderungsland, auch wenn es immer noch nicht eine in Gesetze gegossene Einwanderungspolitik gibt. 2018 lebten etwa 10,9 Mio. Ausländer hier (Abb. 19718); 1973 waren es erst knapp 4 Mio. gewesen. Dazu kamen nach dem letzten Mikrozensus bereits 2017 weitere 9,8 Mio. Deutsche mit Migrationshintergrund, die sich bis 2018 auf etwas über 10 Mio. hochrechnen lassen.


Seit 1945 hat Deutschland mehrere grosse Wellen an Zuwanderung erlebt. Sie kamen meist aus dem gleichen Kulturraum und konnten deshalb relativ leicht integriert und „verdaut” werden. Drei Ausnahmen waren jedoch die organisierte Zuwanderung von meist muslimischen Gastarbeitern aus der Türkei, die Zuwanderung aus Südost-Europa als Folge der Aufnahme von Bulgarien und Rumänien in die EU sowie die Zuwanderung vom Balkan als Folge der Balkankriege und der seit 2014 unkontrollierten deutschen Grenzen.


Nacheinander und teils gleichzeitig kamen mit gleichem kulturell-ethnischem Hintergrund Heimatvertriebene, DDR-Flüchtlinge und Russlanddeutsche. Zwischen 1945 und 1950 trafen zunächst 12 bis 14 Mio. Flüchtlinge und Vertriebene aus den früheren Ostgebieten und den deutschsprachigen Gebieten in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa ein. Die meisten von ihnen zogen in die Bundesrepublik, die damals gerade 51 Mio. Menschen zählte. Sie kamen ganz überwiegend gut ausgebildet und mit gleicher Sprache und gehörten so zum Grundstock des späteren Wirtschaftswunders. Das gilt genauso für die fast 4 Mio. Menschen, die von der Gründung des ostdeutschen Staates 1949 bis in den Juni 1990 die DDR verliessen, um in der Bundesrepublik zu leben. Kein anderes Land der westlichen Welt dürfte bis 1990 in so grossem Umfang Zuwanderer aufgenommen haben.
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